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Abzocken ist strafbar
Manager, die exorbitante Löhne beziehen, handeln nicht nur
unmoralisch – sie verstossen auch gegen das Recht.Würden
Pilotprozesse gegen Abzocker geführt, wäre das ein Segen für
dieWirtschaft, schreiben Daniel Jositsch undMartin Killias
S
eit einigen Jahren geben
Spitzensaläre vor allem in
der Finanzbranche zu reden.
Zahlreiche Stimmen haben
die bekannten Exzesse als
unmoralisch, ja schädlich für die
Betriebskultur und den sozialen Zu-
sammenhalt gebrandmarkt. Dagegen
wurde von interessierter Seite jeweils
eingewendet, dass Spitzenleute ohne
den Anreiz unermesslicher Saläre
nicht zu gewinnen und die grossarti-
gen Geschäftsabschlüsse der letzten
Jahre anders nicht zu erzielen seien.
Uns geht es um die strafrechtliche
Seite von Spitzensalären. Solche sind
nämlich keineswegs rechtmässig, son-
dern stellen in manchen Fällen eine
Form ungetreuer Geschäftsbesorgung
dar, im Sinne von Art. 158 Ziff. 1 Abs. 1
des Strafgesetzbuches. Diese Bestim-
mung ist auf Personen anwendbar, die
für fremdes Vermögen zu sorgen ha-
ben, was für Verwaltungsräte und in
der Regel auch für leitende Ange-
stellte einer Firma zutrifft. Wenn ein
Verwaltungsrat die Vergütung für die
oberste Geschäftsleitung festlegt, so
ist er nicht völlig frei. Er hat sich im
Rahmen dessen zu halten, was ge-
schäftsmässig begründet werden kann.
Er hat den Wert der geleisteten Arbeit
zu ermitteln. Lässt der Verwaltungsrat
zu, dass die Entschädigung der Ge-
schäftsleitung über das geschäftsmäs-
sig Begründbare hinausgeht, macht er
sich der ungetreuen Geschäftsbesor-
gung schuldig – genau so, wie wenn er
nicht einschreitet, wenn Mittel der
Firma zweckwidrig eingesetzt werden.
Die schwierige Frage ist, ab wann
der Lohn – sein fixer wie auch der
variable Teil – nicht mehr als ge-
schäftsmässig begründet gelten kann.
Das lässt sich zwar nicht allgemein
beziffern, aber man kann hier die all-
gemeine Salärstruktur zu Rate ziehen.
Es kann nicht sein, dass die Spitzen-
manager hundert-, ja tausendmal
mehr verdienen als Arbeitnehmende
auf der untersten Stufe. Niemand, wie
qualifiziert auch immer, ist derart viel
mehr wert als «gewöhnliche» Men-
schen. Es ist nicht verboten, sich hier
von den Geboten der Moral und des
Anstandes leiten zu lassen. Die Gren-
ze dürfte überschritten sein, wenn der
Lohn der Spitze das Zehnfache des
Basislohns überschreitet. Sinnvoll ist
allenfalls auch ein Vergleich mit den
Löhnen von Spitzenleuten in Politik
und Verwaltung, wobei der geringeren
Sicherheit des Arbeitsplatzes in der
Wirtschaft in Form eines Zuschlags
Rechnung getragen werden darf.
Bei einem Vergleich mit Politik,
Wissenschaft und Kultur wird auch
deutlich, wie verfehlt das Argument
ist, geeignete Personen liessen sich für
Spitzenpositionen nur mit exorbitan-
ten Salären gewinnen. Bedenkt man
die Schwierigkeiten und Anfeindun-
gen politischer Funktionsträger, so
kann man sich kaum vorstellen, dass
niemand bereit wäre, die Leitung ei-
nes grossen Unternehmens zum Lohn
eines Spitzenpolitikers zu überneh-
men. Gewiss würde sich niemand für
eine derartige Verantwortung bereit
finden, wenn die Chefs anderer Fir-
men x-fach höhere Löhne erhielten.
Würden indessen kollektiv in der
Wirtschaft die Saläre auf ein vernünf-
tiges Mass zurückgefahren, so entfiele
dieses Argument. Ob die Manager alle
ins Ausland abwandern würden, blie-
be abzuwarten – Spitzenpositionen in
der Schweiz gelten auch aus anderen
Gründen als attraktiv. Auch heute ist
trotz riesigen Lohngefällen zwischen
den Branchen nicht festzustellen, dass
Spitzenmanager von Industriebetrie-
ben massenhaft in den Finanzsektor
abgewandert wären. Vor allem aber
wurden die Saläre nie eigentlich vom
«Markt» bestimmt, sondern regel-
mässig von Ausschüssen festgelegt,
die untereinander verfilzt und an ex-
tremen Löhnen indirekt interessiert
waren. Im Übrigen ist nach den jüngs-
ten Erfahrungen zu bezweifeln, dass
es den Verwaltungsräten der Schwei-
zer Grossbanken gelungen ist, deren
Spitzen mit ausgewiesenen Fachkräf-
ten zu besetzen.
M
it der katastrophalen
Geschäftspolitik der
Banken ist auch das
Argument widerlegt,
der Erfolg des Unter-
nehmens vermöge die exorbitanten
Bezüge zu rechtfertigen. Wenn Gross-
banken vom Steuerzahler gerettet
werden müssen, dann spricht dies
dem Anspruch Hohn, die Leistung der
Manager rufe nach den ausgerichteten
hohen Entschädigungen. Gewiss darf
der Geschäftsgang des Unternehmens
bei der Festlegung der Saläre berück-
sichtigt werden – dies vor allem, wenn
eine Notlage entsprechende Abstriche
erfordert. Es darf aber nicht sein, dass
Saläre vorwiegend nach dem Umsatz
oder dem Ertrag bemessen werden,
zumal dadurch völlig widersinnige
Anreize geschaffen werden, wie auch
die jüngste Erfahrung lehrt.
Zusammenfassend gilt, dass exorbi-
tante Saläre, wie sie sich im Finanz-
sektor eingebürgert haben, geschäfts-
mässig nicht zu begründen und damit
als ungetreue Geschäftsbesorgung
strafbar sind. Es wäre sinnvoll, wenn
einzelne Staatsanwaltschaften in kras-
sen Fällen Pilotprozesse anstrengen
würden, namentlich gegenüber Mana-
gern, die trotz grossen Unternehmens-
verlusten ihre exorbitanten Bezüge
nicht zurückerstattet haben. Dabei
wäre denkbar, dass den ersten «Op-
fern» solcher Verfahren wegen eines
Irrtums über die Rechtswidrigkeit
ihres Vorgehens keine Strafe auferlegt
würde. Dennoch wäre die Signalwir-
kung solcher Verfahren ein Segen für
die Wirtschaft. Spitzensaläre schaden
vor allem der Wirtschaft selber, indem
sie weniger gut dotierte Sektoren und
auch das mittlere Kader – von dem oft
die entscheidende Leistung erbracht
wird – demotivieren.
Die Strafbarkeit exorbitanter Spit-
zensaläre hängt somit von der Aus-
legung der einschlägigen Gesetzes-
bestimmung durch die Gerichte ab.
Zurzeit ist fraglich, ob die schweize-
rischen Gerichte, namentlich das Bun-
desgericht, eine entsprechende Inter-
pretation von Art. 158 des Strafgesetz-
buchs teilen würden. Wenn nicht, ist
es Aufgabe des Gesetzgebers, hier
Klarheit und Abhilfe zu schaffen.
Es hat sich gezeigt, dass Manager,
die ihre Verantwortung nicht wahr-
nehmen oder sich masslose Gehälter
und Boni auszahlen lassen, strafrecht-
lich in aller Regel nicht erfasst werden
können. Dieser Missstand ist darauf
zurückzuführen, dass die ungetreue
Geschäftsbesorgung nur dann strafbar
ist, wenn sie vorsätzlich, also mit Wis-
sen und vor allem mit Willen, verübt
wird. Einem Manager kann aber nur
in den seltensten Fällen der Vorwurf
gemacht werden, dass er die Unter-
nehmung bewusst schädigen wollte.
Meistens kann ihm bloss der Vorwurf
gemacht werden, dass er unsorgfältig
oder fahrlässig gehandelt hat. Das ist
nach geltendem Recht nicht strafbar.
Dem heutigen Rechtsempfinden
dürfte dies nicht mehr entsprechen.
Ein Manager, der gegen seine Pflich-
ten verstösst, sollte auch zur Rechen-
schaft gezogen werden. Dabei soll das
Kind nicht mit dem Bad ausgeschüttet
werden. Wirtschaftliche Fehler sind
nicht grundsätzlich unter Strafe zu
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stellen. Vielmehr sollte man die Straf-
barkeit auf grobe Sorgfaltspflichtver-
letzungen beschränken, zum Beispiel,
wenn aus kurzfristigem Profitstreben
übermässige Boni bezahlt werden.
Eine Strafbarkeit begründet sich vor
allem bei Publikumsgesellschaften mit
breitem Aktionariat. Geraten solche
Gesellschaften durch Fehlleistungen
des Managements in Schieflage, sind
die gesamte Wirtschaft und die ganze
Gesellschaft betroffen.
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